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Die geplanten Unterprojekte im Überblick  

 

1. Auswahl und Qualifikation von Richterinnen und Richtern  

 

In diesem Unterprojekt soll die Frage untersucht werden, welche fachlichen und persönlichen 

Qualifikationen Verfassung und Gesetz an Angehörige der Judikative stellen (de lege lata) 

bzw. mit Blick auf eine zu entwickelnde best practice der Qualitätssicherung stellen sollten 

(de lege ferenda). Untersuchungsgegenstand bilden unter anderem die an der Auswahl betei-

ligten Akteure, die rechtlichen und faktischen Voraussetzungen an die Ausbildung von Rich-

tern in Bund und Kantonen und die mit der Selektion einhergehende best practice in Verfah-

rensfragen (z.B. öffentliche Ausschreibung offener Stellen) und nicht zuletzt die in der 

Schweiz weiterhin bestehende Möglichkeit, das Richteramt nebenamtlich bzw. ehrenamtlich 

auszuüben. Aus der rechtsvergleichenden Perspektive bieten sich Untersuchungen zum Sys-

tem der Ausbildung an Richterakademien an, aber auch die in der Schweiz nicht bekannte 

Wahl von Richtern auf Probe, wie sie z.B. in Deutschland gesetzlich vorgesehen ist. 

 

2. Justizaufsicht 

 

Im Mittelpunkt dieses Unterprojekts steht das Spannungsverhältnis zwischen Justizaufsicht 

auf der einen und richterlicher Unabhängigkeit, Selbstverwaltung und Gewaltenteilung auf 

der anderen Seite. Dabei wird zunächst der verfassungsrechtliche und völkerrechtliche Rah-

men zu definieren sein. Auf dieser Grundlage sind die Regeln der best practice von Gerichts-

management und Gerichtscontrolling zu untersuchen. Auch hier bietet sich ein Rechtsver-

gleich an, namentlich mit den USA, wo entsprechende Methoden ihren Ursprung haben. Dar-

über hinaus wird auch für die Frage der Justizaufsicht die Eignung von judicial councils zu 

untersuchen sein. 

 



3. Gerichtsinterne Organisation  

 

Ein Kennzeichen der schweizerischen Rechtsordnung ist die sehr vielfältige, ja heterogene 

„Justizlandschaft“ mit Gerichten unterschiedlichster Art und Grösse. Die Aufbauorganisation 

bestimmt das persönliche Arbeitsumfeld der Akteure entscheidend mit. Leicht können sich 

Spannungen zwischen Effizienz und Unabhängigkeit der Rechtsprechungstätigkeit einstellen. 

Sowohl das Justizorganisationsrecht als auch Justizmanagement-Modelle müssen den unter-

schiedlichen, zum Teil gegenläufigen Bedürfnissen gerecht werden. Unter verfassungs- und 

völkerrechtlichem Blickwinkel stellen sich vielfältige Fragen (z.B. nach dem Verhältnis zwi-

schen Gesetz und Reglementen, nach den Kriterien für die Zuweisung bzw. Delegation von 

organisatorischen Aufgaben und Entscheidungsbefugnissen, nach den rechtlichen Rahmenbe-

dingungen der gerichtlichen Führungsstrukturen). In diesem Unterprojekt soll es sowohl um 

die kritische Überprüfung und Würdigung bestehender Strukturen als auch um die Ermittlung 

von best practices im Hinblick auf die Etablierung von Justizmanagement-Modellen gehen. 

 

4. Persönlichkeitsschutz (Datenschutz) bei Richterinnen und Richtern 

 

Für die Geschäftslastverteilung und die Ressourcenzuteilung spielt die Frage der Auslastung 

der einzelnen Richterinnen und Richter eine bedeutende praktische Rolle. Die Erhebung von 

Daten über die Arbeitstätigkeit entspricht einerseits einem grundsätzlich legitimen Bedürfnis, 

kann aber andererseits zu einer Gefährdung der richterlichen Unabhängigkeit und der Persön-

lichkeitsrechte der betroffenen Personen führen. Im Mittelpunkt des Unterprojekts steht die 

Frage, wer welche Daten nach welchen Kriterien für welche Zwecke erheben und nutzen darf. 

Zudem bedarf der Klärung, welche Konsequenzen aus den erhobenen Daten für die interne 

Fallzuteilung bzw. Spruchkörperbildung abgeleitet werden dürfen, dies nicht zuletzt in Anbe-

tracht des Anspruchs auf den gesetzlichen, rechtsatzmässig ermittelten Richter. Das Unterpro-

jekt soll Aufschluss darüber geben, wie sich Informationsbedürfnisse einerseits und der Per-

sönlichkeitsschutz (Datenschutz) andererseits inhaltlich und verfahrensmässig-organisatorisch 

optimal aufeinander abstimmen und gewährleisten lassen (de lege lata und de lege ferenda). 


